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Entschließungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP 

zur Erklärung der Bundesregierung vom 18. Dezember 1981 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag verfolgt mit wachsender Besorgnis die 
Entwicklung in und um Polen und er bekundet in diesem 
schicksalhaften Augenblick seine Solidarität mit dem leid-
geprüften polnischen Volk und seinem Ringen um Menschen-
würde, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie. 

2. Er appelliert an die polnische Militärregierung, ihre Glaubwür-
digkeit zu beweisen durch Freilassung aller Inhaftierten, durch 
Wiederherstellung der durch den Reform- und Erneuerungs-
kurs erreichten Freiheiten, durch Wiederaufnahme des Dialogs 
mit den reformwilligen und patriotischen Kräften des polni-
schen Volkes. 

3. Die seit August 1980 wirksame polnische Reform- und Erneue-
rungsbewegung für Menschenwürde, Arbeiterrechte und 
nationale Selbstbestimmung wird derzeit niedergeschlagen. 
Der seit dem 13. Dezember 1981 gewaltsam abgebrochene 
Dialog der polnischen Patrioten, der sich auf die Internatio-
nalen Menschenrechtspakte und auf die Schlußakte von Hel-
sinki berufen konnte, muß wiederaufgenommen werden, er 
darf nicht scheitern. 

4. Entgegen dem grundsätzlichen Bekenntnis General Jaruzels-
kis zum polnischen Reformkurs werden derzeit in Wirklichkeit 
die Führer der jungen Arbeiter- und Bauern-Gewerkschaften, 
der Wissenschaftler und Studenten zu Tausenden verhaftet. 
Der freie Ausdruck des Volkswillens wird unterdrückt, Gewalt 
wird angewendet. 

5. Der Deutsche Bundestag erinnert an . die strikte völkerrecht-
liche Verpflichtung aller Staaten, insbesondere der Unterzeich-
ner der KSZE-Schlußakte, zur Nichteinmischung und zur Ach-
tung der Souveränität aller Staaten im Interesse von Sicherheit, 
Zusammenarbeit und Frieden in Europa. Er verfolgt deshalb 
mit ebenso großer Besorgnis das anwachsende propagandisti- 
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sche Kesseltreiben gegen den polnischen Reformkurs und die 
offenen oder versteckten Gewaltandrohungen gegen die pol-
nische Unabhängigkeit von außen. 

6. Der Deutsche Bundestag appelliert an alle Bürger unseres 
Landes, an die Gewerkschaften und Parteien, an die Kirchen, 
an die karitativen und humanitären Organisationen, an die 
Jugend, gerade jetzt dem notleidenden polnischen Volk jene 
mitmenschliche und moralische Solidarität zu bekunden und 
jene materielle Hilfe gegen Hunger, Not und Kälte zu leisten, 
die dieses Nachbarvolk heute so dringend braucht und ver-
dient. 

7. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
staatliche Wirtschaftshilfe an die Volksrepublik Polen so lange 
offenzulassen und auch im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft darauf hinzuwirken, wie die Unterdrückungsmaßnah-
men des derzeitigen Regimes gegen das polnische Volk an-
halten. 

Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 


